
 

 

Satzung vom  

zur Änderung der Satzung der Ortsgemeinde Datzeroth über die Erhebung der 

Hundesteuer vom  04. Dez. 2002      

 

 

Die Satzung der Ortsgemeinde Datzeroth über die Erhebung der Hundesteuer vom  

04. Dez. 2002  wird wie folgt geändert: 

 

 

1. Es wird folgender § 11 a eingefügt: 

 

 

§ 11 a 

Hundesteuermarken  

(1) Für jeden Hund, dessen Haltung im Gemeindegebiet angezeigt wurde, wird eine  

  Hundesteuermarke, die im Eigentum der Ortsgemeinde bleibt, ausgegeben.  

 

(2) Die Hundesteuermarken bleiben für die Dauer der Hundehaltung gültig. Die 

 Ortsgemeinde  Datzeroth kann durch öffentliche Bekanntmachung Hundesteuer- 

 marken für ungültig erklären und neue Hundesteuermarken ausgeben.  

 

(3) Der Hundehalter hat die von ihm gehaltenen, außerhalb des von ihm bewohnten 

 Hauses oder des umfriedeten Grundbesitzes laufenden anzeigepflichtigen Hunde 

 mit einer gültigen und sichtbar befestigten Hundesteuermarke zu versehen. 

 

(4) Endet eine Hundehaltung, so ist die Steuermarke mit der Anzeige über die  

 Beendigung der Hundehaltung innerhalb eines Monats an die Verbandsgemeinde- 

 verwaltung Waldbreitbach zurückzugeben.  

 

(5) Bei Verlust einer Hundesteuermarke wird dem Halter eine Ersatzmarke gegen eine 

 Gebühr von 5,00 Euro ausgehändigt. Dasselbe gilt für den Ersatz einer unbrauchbar 

 gewordenen Steuermarke; die unbrauchbar gewordene Steuermarke ist zurückzu- 

 geben. Wird eine in Verlust geratene Steuermarke wieder aufgefunden, ist diese 

 unverzüglich an die Verbandsgemeindeverwaltung zurückzugeben.  

 

 

2.  § 12 erhält folgende Fassung: 

 

§ 12 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig  

 1.  als Hundehalter entgegen § 3 Abs. 1 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig     

   anmeldet,  

2  als Hundehalter entgegen § 3 Abs. 2 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig  

      abmeldet,  
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3.  als Hundehalter entgegen § 3 Abs. 3 den Wegfall der Voraussetzungen für eine 

Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung nicht rechtzeitig anzeigt, 

4. wer vorsätzlich oder fahrlässig einer Verpflichtung nach § 11 a zuwider handelt, 

5.  die Auskunftspflicht verletzt, die im Zusammenhang mit der Hundebestandsaufnahme 

gemäß § 11 Abs. 1 gegeben ist.  

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet 

werden. 

 
 

 

Diese Änderungssatzung tritt am  01.01.2006 in Kraft. 

 

 

Datzeroth, den 08.12.2005 

 

     gez. 

             - Zahn - 

       Ortsbürgermeister 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Hinweis: 

Ergänzend zu vorgenannter Bekanntmachung einer Satzung wird auf folgende Regelungen 

in § 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen: 

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes 

oder auf Grund dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der  

Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. 

Dies gilt nicht, wenn 

 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfer- 

 tigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind,  

 

oder 

 

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluß bean- 

 standet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegen- 

 über der Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Ver- 

 letzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach  

Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. Bei  

der Bekanntmachung der Satzung ist auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung  

der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften und die Rechtsfolgen hinzuweisen. 

 

 


